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TOP 10 (öffentlich) 
Fortschreibung des Umweltplans Baden-Württemberg 
 
–  Information  – 
 
 
1. Anlass 
 
Der erstmalig im Jahre 2000 aufgestellte Umweltplan Baden-Württemberg 
bildet mit einer Bestandsaufnahme, mit konkretisierten qualitativen und quan-
titativen Zielsetzungen sowie mit möglichen Umsetzungsmaßnahmen zu den 
einzelnen Handlungsfeldern des Umweltschutzes einen programmatischen 
Rahmen für die Umweltpolitik der Landesregierung. Der Umweltplan greift 
dabei sowohl auf gesetzliche Vorgaben als auch auf politische Absichtserklä-
rungen zurück, so bspw. auf die Koalitionsvereinbarung der Landesregierung, 
den Landesentwicklungsplan und verschiedene EU-Richtlinien. Durch Bünde-
lung und Konkretisierung der Umweltziele soll er nach dem Willen der Lan-
desregierung zur „tragenden Säule der Nachhaltigkeitsstrategie“ des Landes 
werden.  
Der Umweltplan entfaltet keine eigene Rechtswirkung. Allerdings finden seine 
Umweltziele Eingang in Entscheidungen von Landesbehörden. So wurde bei-
spielsweise die 2004 durch das Wirtschaftsministerium ergangene Ablehnung 
der Änderung des Regionalplans Südlicher Oberrhein bezüglich besonderer 
Entwicklungsaufgaben für Freizeit und Tourismus (Skihalle) in der Gemeinde 
Sasbachwalden u. a. mit entgegenstehenden Aussagen des Umweltplans 
begründet. 
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Im Herbst 2007 hatte der Regionalverband Südlicher Oberrhein nach Be-
schlussfassung im Planungsausschuss am 15.11.2007 zum Entwurf der Fort-
schreibung des Umweltplans Stellung genommen (s. DS PlA 08/07). 
 
Die fortgeschriebene Fassung des Umweltplans mit Zieljahr 2012 wurde nach 
Abschluss der Anhörung von Verbänden und Trägern öffentlicher Belange im 
Dezember 2007 von der Landesregierung beschlossen und den Adressaten 
im Oktober 2008 in gedruckter Fassung zur Verfügung gestellt.  
Der „Umweltplan 2007 –2012“ gliedert sich in einen Allgemeinen Teil („Um-
weltpolitik in Baden-Württemberg“) sowie in einen Besonderen Teil mit zehn 
Fachkapiteln und umfasst insgesamt 198 Seiten. Er kann auch als pdf-
Dokument von der Homepage des Umweltministeriums heruntergeladen wer-
den (www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/36071/). 
 
 
2. Berücksichtigung von Anregungen des Regionalverbandes Südli-

cher Oberrhein im Rahmen des Aufstellungsverfahrens 
 
In seiner vorbehaltlich des Gremienbeschlusses – am 14.09.2007 abgegebe-
nen Stellungnahme hatte der Regionalverband den Fortschreibungsentwurf 
grundsätzlich begrüßt und dabei vor allem die gegenüber der Erstfassung des 
Umweltplans stärkere Hervorhebung der Rolle der Regionalplanung sowie 
konkreter Einzelvorhaben der Regionalverbände für die umweltrelevanten 
Handlungsfelder positiv bewertet. Gleichwohl wurden in der Stellungnahme 
aber zu den einzelnen Sachkapiteln des besonderen Teils eine Reihe von 
Anregungen vorgebracht, die vor allem darauf abzielten, die Bedeutung der 
formellen und informellen Instrumente der Regionalverbände für ein quer-
schnitts- und vorsorgeorientiertes Handeln in vielen Umweltbereichen noch 
stärker herauszustellen. Darüber hinaus wurden aber auch konkrete Anre-
gungen zur Ausgestaltung einzelner besonders raum- und planungsrelevan-
ter Umweltziele, insbesondere zur Verminderung der Flächeninanspruch-
nahme gegeben (s. DS PlA 08/07).  
 
In der vom Ministerrat im Dezember 2007 beschlossenen Fassung des „Um-
weltplans 2007 – 2012“ wurde nur ein Teil dieser Anregungen des Regional-
verbandes aufgegriffen bzw. sinngemäß berücksichtigt. Im Einzelnen ergibt 
sich nach Auswertung des neuen Umweltplans folgendes Bild: 

(DS PlA 08/07) 

(DS PlA 08/07) 
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Kapitel 2 – Klimaschutz 

• Die Anregung, den Abschnitt „Erneuerbare Energien“ um Aussagen zur 
Bedeutung der Regionalplanung für die Standortsicherung einer raumver-
träglichen Windkraftnutzung zu ergänzen, wurde zumindest ansatzweise 
in allgemeiner Form aufgegriffen (S. 50). 

• Nicht aufgegriffen wurde die Anregung, den Abschnitt „Verkehr“ um Aus-
sagen zum Beitrag der Regionalplanung für die Koordinierung der Raum-
entwicklung (Abstimmung von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung) zu 
ergänzen. Sinngemäß wird dieser Aspekt allerdings im Kapitel 6 – II. Flä-
cheninanspruchnahme angesprochen (S. 124/125). 

• Ebenfalls nicht aufgegriffen wurde die Anregung, die Regionalverbände 
als Akteure für Maßnahmen des Klimaschutzes ausdrücklich im Abschnitt 
„Kommunen“ zu erwähnen. Auch die „Strategische Partnerschaft Klima-
schutz am Oberrhein“ findet im Umweltplan keine Erwähnung. 

• Demgegenüber wird im Abschnitt „Auswirkungen des Klimawandels in 
Baden-Württemberg“ der Anregung des RVSO entsprechend – wenn auch 
etwas verkürzt – auf die Bedeutung der Regionalplanung für die Bewälti-
gung der Folgen des Klimawandels eingegangen und in diesem Zusam-
menhang die RVSO-Studie „Regionale Klimaanalyse Südlicher Oberrhein„ 
(REKLISO) explizit erwähnt (S. 59). 

 
Kapitel 4 – Schutz vor Lärm 

• Entgegen der vom RVSO vorgebrachten Anregung findet im Abschnitt 
„Hauptlärmquelle Verkehr“ der Schienenlärm keine Erwähnung. 

• Die Aussagen zum Schienenlärmbonus im Abschnitt „Maßnahmen zur 
Reduktion von Schienenverkehrslärm“ wurden sogar entgegen der Stel-
lungnahme des RVSO im Vergleich zur Entwurfsfassung abgeschwächt. 
Anstelle der bisherigen Aussage, das Land setze sich für eine Untersu-
chung der Gesundheitsgefahren und der Berechtigung Schienenbonus 
ein, wird in der verabschiedeten Fassung die Aussage getroffen, bisherige 
wissenschaftliche Erkenntnisse rechtfertigten seine Abschaffung nicht. Al-
lerdings seien weitere Untersuchungsergebnisse und mögliche Konse-
quenzen daraus im Rahmen des anstehenden Generalverkehrsplans zu 
erörtern (S. 88). 

 
Kapitel 6 – I. Bodenschutz 

• Die bei der Bedeutung der Regionalplanung im Abschnitt „Eingriffe in Bö-
den“ angeregte, hinsichtlich der Wahl des Ausweisungsinstrumentariums 
offenere Formulierung wurde übernommen (S. 111). 
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Kapitel 6 – II. Flächeninanspruchnahme 

• Die Anregung, die Zielaussagen des Umweltplans zur Minimierung der 
Flächeninanspruchnahme konkreter zu fassen, wurde im wesentlichen 
nicht aufgegriffen. Immerhin wird nun die „Netto-Null“ als langfristiges Ziel 
genannt (S. 123). 

• Auch in der Endfassung des Umweltplans wird – wie vom Regionalver-
band begrüßt – die bedeutende Rolle der Regionalplanung für die Redu-
zierung der Flächeninanspruchnahme ausdrücklich hervorgehoben (z. B. 
S. 122) 

• Neu aufgenommen wurde die Aussage, dass die Regionalverbände beim 
Monitoring der Flächeninanspruchnahme beteiligt werden können (S. 
125). 

• Gleiches gilt für die angeregte deutlichere Hervorhebung der Notwendig-
keit (inner-)regionaler Differenzierungen sowie der Ausrichtung der Sied-
lungsentwicklung auf die vorhandene Infrastruktur. 

• Ebenfalls nicht berücksichtigt wurden der Wunsch, für das erforderliche 
Flächenmanagement Aussagen zur Förderung durch das Land aufzu-
nehmen sowie die Aussagen zum überörtlichen „Flächen-Pooling“ zu kon-
kretisieren. 

 
Kapitel 7 – Schutz der biologischen Vielfalt 

• Die Anregung, in Verbindung mit der Ermittlung der landesweit bedeutsa-
men Wildtierkorridoren auch Maßnahmen für die Minderung bestehender 
Beeinträchtigungen der Migrationswege zu prüfen, wurde aufgegriffen (S. 
139). 

 
Kap. 9 – 6. Hochwasserschutz und Schadensminderung 

• Nicht aufgegriffen wurde die Anregung, im Abschnitt „Fachliche Grundla-
gen“ den gesetzlichen Auftrag der Regionalplanung deutlicher hervorzu-
heben, Flächen für die Rückgewinnung von Retentionsflächen planerisch 
zu sichern. 

 
 
3. Bewertung 
 
Der Umweltplan ist weder für die Kommunen noch Regionalverbände unmit-
telbar rechtlich bindend. Dennoch zeigt er umfassend auf, welche Hand-
lungserfordernisse und -möglichkeiten bezüglich der umweltrelevanten Poli-
tikfelder auf örtlicher und regionaler Ebene bestehen. Er verdeutlicht umfas-
send den Auftrag, aber auch die Verantwortung, die den Planungsträgern, 
insbesondere auch den Regionalverbänden, für die vorsorgende Sicherung 
der Umweltfunktionen und die dauerhaft nachhaltige Raumentwicklung zu-
kommt. Darüber hinaus wird der Umweltplan in den kommenden Jahren als 
Maßstab für das Verwaltungshandeln der Landesbehörden sowie als Grund-
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lage für die Förderpolitik des Landes auf indirekte Weise von großer Bedeu-
tung für die kommunalen Gebietskörperschaften sein.  
 
Wenngleich nicht alle konkreten Aussagen des Umweltplans zu Einzelpunk-
ten aus der Sicht der Geschäftsstelle voll befriedigen können, so bestätigt er 
doch wesentliche planerische Grundannahmen und aktuelle Handlungs-
schwerpunkte des Regionalverbandes Südlicher Oberrhein, und zwar vor al-
lem bezüglich  

• der Konsequenzen der absehbaren demographischen Entwicklung für 
die künftige Raumentwicklung insgesamt sowie 

• der Notwendigkeit einer in Zukunft verstärkten Ausschöpfung von In-
nenentwicklungspotenzialen.  

Die im Umweltplan diesbezüglich getroffenen Aussagen decken sich mit den 
wesentlichen Schlussfolgerungen, die sich aus dem Projekt „FLAIR“ (Flä-
chenmanagement durch innovative Regionalplanung, siehe RVSO-
Veröffentlichung Oktober 2008) sowie dem „Regionalmonitor“ (siehe DS PlA 
15/08 sowie RVSO-Veröffentlichung November 2008) für die Region Südli-
cher Oberrhein ergeben. In diesem Sinne werden die im Umweltplan aus 
Sicht der Landesregierung dargelegten Handlungsziele für nachhaltige 
Raumentwicklung einen wichtigen Orientierungsrahmen für die Gesamtfort-
schreibung des Regionalplans Südlicher Oberrhein unter den sich verändern-
den Rahmenbedingungen bilden. 
 

(DS PlA 15/08) 


